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Texte politique 

Rede der Bundesministerin des Auswärtigen, Annalena Baerbock, 

zum Haushaltsgesetz 2023 vor dem Deutschen Bundestag am 23. November 2022 in Berlin: 

Herr Präsident! 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Besucherinnen und Besucher! 

„Wir brauchen Partner, auf die wir uns verlassen können.“ Das ist der eindringlichste Satz, den 

ich als Außenministerin im letzten Jahr immer wieder gehört habe, egal an welchen Ort ich 

gereist bin, nicht nur in der Ukraine, nicht nur im Baltikum, sondern auch in Asien, in Afrika, 

im Nahen Osten und erst recht auf dieser Klimakonferenz. 

Für viele Partner außerhalb Europas steht Russlands brutaler Angriffskrieg mit Blick auf ihre 

Sicherheit eben nicht an erster Stelle, sondern ihre Sicherheitslage ist zentral durch die 

Klimakrise, durch Dürren, durch Fluten, durch Vertreibung aufgrund des Klimawandels 

gezeichnet. Die Wahrheit, die wir in diesem alles andere als einfachen, ich würde sagen, 

größtenteils furchtbaren Jahr erleben mussten, ist, dass Russlands Angriffskrieg bestehende 

Wunden noch weiter aufgerissen hat, insbesondere mit Blick auf die weltweite 

Ernährungskrise. Deshalb stellen wir noch in diesem Haushalt, noch im Haushalt 2022 eine 

Milliarde Euro zusätzlich zur Linderung der globalen Nahrungsmittelkrise bereit. Ja, ich weiß, 

dass der Bedarf deutlich größer ist. Er liegt laut dem Welternährungsprogramm der Vereinten 

Nationen bei 44 Milliarden Euro. 

Aber ich möchte an dieser Stelle auch einmal sagen: Deutschland hat innerhalb der letzten zehn 

Jahre – und das umfasst alle demokratischen Parteien hier im Deutschen Bundestag – seine 

Mittel für humanitäre Hilfe mehr als verzwanzigfacht. 2023 werden es – das haben einige 

Vorredner bereits erwähnt – 2,7 Milliarden Euro sein. Dafür möchte ich Ihnen, liebe 

Kolleginnen und Kollegen aus dem Haushaltsausschuss, aber auch allen anderen, die in den 

letzten Jahren und in diesem Jahr daran mitgewirkt haben, wirklich von Herzen danken, weil 

das das Vertrauen schafft, das Deutschland weiterhin in der Welt genießt. 

Frau Papenbrock und andere haben es angesprochen: Verlässlichkeit brauchen wir nicht nur bei 

humanitärer Hilfe, sondern auch bei Stipendien, bei Bildungs- und Kulturarbeit. Ich höre aus 

unterschiedlichen Ecken immer mal wieder: Deutschland ist die viertstärkste Volkswirtschaft, 

warum müssen wir eigentlich zweitstärkster globaler Geber sein? Das müssen wir nicht sein. 

Wir können das natürlich auch ganz anders machen. Aber ich glaube, dieses Jahr hat deutlich 

gezeigt – das sollten Sie von rechts außen sich auch überlegen –: Wir werden unseren Frieden, 

unsere Freiheit, unsere Sicherheit in Europa niemals alleine verteidigen können, niemals alleine 

mit Waffen, niemals alleine mit Diplomatie, sondern auch wir brauchen die internationale 

Gemeinschaft. Deswegen bin ich stolz darauf, dass unser Land weltweit zweitgrößter Geber ist. 

Wir werden daher unsere weltweite Zusammenarbeit weiter ausbauen. Das gilt insbesondere 

auch für das Engagement im Sahel. Wir haben gestern gemeinsam mit Ministerkolleginnen und 

-kollegen entschieden, dass wir unser Engagement im Sahel, in dieser so krisengebeutelten 

Region, neu aufstellen werden, gemeinsam mit unseren internationalen Partnern. Wir wollen in 

diesem Zusammenhang dem Deutschen Bundestag vorschlagen – das Mandat steht 

bekanntermaßen im Mai an; so können wir das auch gemeinsam mit Ihnen intensiv diskutieren 

–, nach zehn Jahren im Rahmen einer neuaufgestellten Sahelstrategie auch unser Engagement 

aus der Minusma-Mission strukturiert zurückzuziehen. 
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Texte juridique 

 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 

über die deutsch-französische Zusammenarbeit und Integration 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Französische Republik – 

in Anerkennung der historischen Errungenschaft der Aussöhnung zwischen dem deutschen und 

dem französischen Volk, zu welcher der Vertrag vom 22. Januar 1963 zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik über die deutsch-französische 

Zusammenarbeit einen außerordentlichen Beitrag geleistet hat und aus der ein beispielloses 

Geflecht bilateraler Beziehungen zwischen ihren Zivilgesellschaften und staatlichen Stellen auf 

allen Ebenen entstanden ist, 

in der Überzeugung, dass es an der Zeit ist, ihre bilateralen Beziehungen auf eine neue Stufe zu 

heben und sich auf die Herausforderungen vorzubereiten, vor denen beide Staaten und Europa 

im 21. Jahrhundert stehen, und mit dem Ziel, die Konvergenz ihrer Volkswirtschaften und ihrer 

Sozialmodelle zu erhöhen, die kulturelle Vielfalt zu fördern und ihre Gesellschaften und ihre 

Bürgerinnen und Bürger enger zusammenzubringen,  

in der Überzeugung, dass die enge Freundschaft zwischen Deutschland und Frankreich für eine 

geeinte, leistungsfähige, souveräne und starke Europäische Union entscheidend gewesen ist 

und ein unverzichtbares Element bleibt, 

in dem Bestreben, ihre Zusammenarbeit in der Europapolitik mit dem Ziel zu verstärken, die 

Einheit, die Leistungsfähigkeit und den Zusammenhalt Europas zu fördern und diese 

Zusammenarbeit zugleich allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union offen zu halten, 

in dem Bekenntnis zu den Gründungsprinzipien, Rechten, Freiheiten und Werten der 

Europäischen Union, durch welche die Rechtsstaatlichkeit in der gesamten Europäischen Union 

gewahrt und über sie hinaus gefördert wird, 

in dem Bestreben, auf eine soziale und wirtschaftliche Aufwärtskonvergenz in der 

Europäischen Union hinzuarbeiten, die gegenseitige Solidarität zu stärken und im Einklang mit 

den Grundsätzen der europäischen Säule sozialer Rechte auf eine fortwährende Verbesserung 

der Lebens- und Arbeitsbedingungen hinzuwirken, wobei ein besonderes Augenmerk auf die 

Stärkung und Selbstbestimmung von Frauen sowie die Gleichstellung der Geschlechter 

gerichtet wird, 

in Bekräftigung des Engagements der Europäischen Union für einen offenen, fairen und 

regelbasierten Weltmarkt, dessen Zugang auf Gegenseitigkeit und Nichtdiskriminierung beruht 

und für den hohe Umwelt- und Sozialstandards gelten, 

eingedenk ihrer Rechte und Pflichten aufgrund der Charta der Vereinten Nationen, 

[…] 

sind wie folgt übereingekommen: 
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Kapitel 1 

Europäische Angelegenheiten 

Artikel 1 

Beide Staaten vertiefen ihre Zusammenarbeit in der Europapolitik. Sie setzen sich für eine 

wirksame und starke Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ein und stärken und vertiefen 

die Wirtschafts- und Währungsunion. Sie bemühen sich um die Vollendung des Binnenmarkts, 

wirken auf eine wettbewerbsfähige, sich auf eine starke industrielle Basis stützende Union als 

Grundlage für Wohlstand hin und fördern so die wirtschaftliche, steuerliche und soziale 

Konvergenz sowie die Nachhaltigkeit in allen ihren Dimensionen.  

Artikel 2 

Beide Staaten halten vor großen europäischen Treffen regelmäßig Konsultationen auf allen 

Ebenen ab und bemühen sich so, gemeinsame Standpunkte herzustellen und gemeinsame 

Äußerungen der Ministerinnen und Minister herbeizuführen. Sie stimmen sich bei der 

Umsetzung von europäischem Recht in ihr nationales Recht ab.  

Kapitel 2 

Frieden, Sicherheit und Entwicklung 

Artikel 3 

Beide Staaten vertiefen ihre Zusammenarbeit in Angelegenheiten der Außenpolitik, der 

Verteidigung, der äußeren und inneren Sicherheit und der Entwicklung und wirken zugleich 

auf eine Stärkung der Fähigkeit Europas hin, eigenständig zu handeln. Sie konsultieren einander 

mit dem Ziel, gemeinsame Standpunkte bei allen wichtigen Entscheidungen festzulegen, die 

ihre gemeinsamen Interessen berühren, und, wann immer möglich, gemeinsam zu handeln. 

[…] 

 


